
Durch die zwangsweise Vergabe von Brechmitteln sind zwei 
Menschen getötet worden. 2006 wurde die Maßnahme als 
Verstoß gegen Art. 3 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (EMRK) gewertet: »Die Behandlung [ist] insgesamt 
als unmenschlich und erniedrigend zu beurteilen«, so der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR).

Das Urteil des EGMR beruht nicht auf den Tötungsfällen, son-
dern auf einer Klage, die ein in Wuppertal von einer zwangs-
weisen Brechmittelvergabe Betroffener erhoben hatte. Die 
Antwort auf die Große Anfrage zeigt: Der Senat ist sich der 
grundlegenden unterschiedlichen Folgerungen, die sich dar-
aus ergeben, bis zum heutigen Tag nicht bewusst. Denn die 
Bremer Politik hat neben dem Tod von Herrn Condé auch 
eine große Zahl von Zwangsvergaben über 13 Jahre hinweg 
zu verantworten. Es ist davon auszugehen, dass diese Zwangs-
vergaben in der Regel mit dem Fall vergleichbar sind, der vor 
dem EGMR verhandelt wurde, nur im Einzelfäll wäre ggf. be-
gründbar, warum die jeweilige Maßnahme nicht als Verstoß 
gegen die EMRK zu werten ist.

Zudem sind jedoch die näheren Umstände dieser Maßnah-
men im Einzelfall auch nicht mehr zu klären. 1996 hat der 
zuständige Senator Scherf ausgeführt, dass »jeder einzelne 
Fall dokumentiert« ist (Plenarprotokoll vom 13.11.1996). Nach 
heutigem Informationsstand war diese Aussage falsch: Grund-
legende Dinge wurden bis zuletzt nicht dokumentiert. Dabei 
ist zuallererst zu nennen, dass zu keinem Zeitpunkt nieder-
gelegt wurde, ob eine Vergabe zwangsweise erfolgte (s. Drs 
16/621). Daher ist schon allein die Anzahl der zwangsweisen 
Vergaben nicht mehr zu rekonstruieren. Zu ermitteln ist zu-
dem heute weder die Zusammensetzung und Menge dessen, 
was als Brechmittel verabreicht wurde, noch die Schwere der 
körperlichen Gewalt. Daraus folgt: Es ist staatlicherseits 

nicht mehr festzustellen, wer die Menschen sind, die Opfer 
einer Maßnahme wurden, die wohl auch in ihrem Fall als 
»unmenschlich und erniedrigend« zu beurteilen wäre. 

Dieses am Ende auch grundrechtlich schwere Versäumnis 
darf aber nicht auf dem Rücken der Betroffenen ausgetragen 
werden. Nach unserem Kenntnisstand ist das das Landge-
richt Bremen 2011 davon ausgegangen, dass 5% der Maß-
nahmen zwangsweise erfolgten; in einem Beschluss des 
Amtsgerichts Frankfurt bezifferte ein Richter 1995 die ent-
sprechende Zahl mit »etwa 15%«. In Bremen hat es über 
1.200 Brechmitteleinsätze gegeben. Legen wir die obengenann-
ten Prozentzahlen zugrunde, hätten zwischen 60 – 180 Brech-
mittelvergaben zwangsweise stattgefunden – 60 – 180 Fälle, 
die mit demjenigen vor dem EGMR vergleichbar wären. Der 
»Respekt«, den der Senat in der gemeinsamen Antwort auf 
die Fragen und 14 und 15 dem EGMR-Urteil entgegenbringt, 
ist auch auf diese Fälle anzuwenden, die ebenfalls als »un-
rechtmäßige staatliche Gewalt angesehen werden« müssen. 
Dieser Respekt gebietet auch, staatlicherseits nach effektiven 
Wegen zu suchen, die Betroffenen dieser unrechtmäßigen 
staatlichen Gewalt ausfindig zu machen. Verfügt der Senat 
dabei tatsächlich über keine Unterlagen mehr, könnte er zum 
Beispiel bei den Betroffenen mit der Suche beginnen, deren 
Fälle den Behörden seit Mitte der 1990er Jahre von Allge-
meinmediziner_innen angezeigt wurden. Etwaige Unsicher-
heiten, ob einzelne als von zwangsweiser Brechmittelvergabe 
Betroffene anzusehen sind, wären dabei deutlich zugunsten 
der Betroffenen aufzulösen. Dies umso mehr – um neben dem 
Zwang der Maßnahme an einer Stelle noch einen anderen 
Faktor zu nennen – zumal die Brechmittelvergabe in hohem 
Maße auch gegenüber Personen angewandt wurde, die zu 
Unrecht verdächtigt wurden. Auch hierzu besteht keine offi-
zielle Dokumentation; aus einer Wortmeldung von Senator 
Scherf Ende 1996 (Plenarprotokoll vom 13.11.1996) lässt sich 
schließen, dass der Senat von 25% zu Unrecht Verdächtigter 
ausging. 

»Menschenrechtswidrige Brechmittelvergabe: Verantwortung und Konsequenzen« (Drs 19/1592)

Stellungnahme der Initiative  
in Gedenken an Laye Alama Condé  
zur Beantwortung der großen  
Anfrage von Bündnis’90/Die Grünen

Über ein Jahrzehnt gab es in Bremen 
regelmäSSig Fälle »unrechtmäSSiger 
staatlicher Gewalt« 

Die fehlende Dokumentation unrecht­
mäSSiger staatlicher Gewalt darf nicht  
zu Lasten der Betroffenen gehen

Die zwangsweise Vergabe von Brechmitteln 
wurde in keiner Weise dokumentiert
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In der Beantwortung der Fragen 14 und 15 gibt sich der Senat 
hinsichtlich der Beurteilung der zwangsweisen Vergabe
praxis widersprüchlich. Zunächst »respektiert« er »selbst-
verständlich« das EGMR-Urteil, »wonach die zwangsweise 
Verabreichung von Brechmitteln als unrechtmäßige staatliche 
Gewalt angesehen werden muss«. Dies kann aus unserer 
Sicht zunächst nicht anders gelesen werden, als dass der Se-
nat hier die zwangsweisen Vergaben in Bremen mitmeint 
und insofern das eigene Handeln zwischen 1991 und 2005 als 
»unrechtmäßige staatliche Gewalt« bezeichnet. Zwei Absätze 
später äußert sich der Senat aber zu seiner Sicht der Dinge 
vor dem EGMR-Urteil: »Bis zur Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte wurde der zwangs-
weise Brechmitteleinsatz in mehreren Bundesländern als 
rechtlich zulässig erachtet. Eine Bewertung, nach welcher der 
zwangsweise Brechmitteleinsatz während der gesamten Lauf-
zeit der Maßnahme, als unrechtmäßige staatliche Gewalt 
anzusehen sei, liegt dem Senat nicht vor.«

Die Bewertung des EGMR hat unserer Ansicht nach zwin-
gend zur Folge, dass die zwangsweise Vergabe von Brech-
mitteln von Anfang an als unrechtmäßige staatliche Gewalt 
anzusehen ist – vom ersten Mal an und jedes einzelne Mal 
für sich genommen. Ganz offensichtlich ist dem Senat jedoch 
daran gelegen, dass dem Land Bremen keine Konsequenzen 
mehr entstehen. Denn an mehreren Stellen zielt die Antwort 
letztlich darauf, gegenüber den Betroffenen der zwangswei-
sen Vergabe keine Verantwortung zu übernehmen. So heißt 
es in der Antwort auf Frage 17: »Der Senat hatte und hat kei-
ne Veranlassung, die von der Brechmittelvergabe betroffe-
nen Personen zu ermitteln«. Zudem sieht der Senat nach 
Antwort 14/15 »keine Rechtsgrundlage die von einer Brech-
mittelvergabe im Land Bremen betroffene Personen zu ent-
schädigen«. Dies führt er wiederum analog zu der Antwort 
aus, die er zuvor auf Frage 13 nach einer möglichen Wieder-
gutmachungszahlung an die Hinterbliebenen von Laye Condé 
gibt: »Eine materielle Wiedergutmachung gegenüber den 
Hinterbliebenen durch staatliche Stellen ist zudem ohne 
eine gesetzliche Grundlage nicht möglich«.

Doch eine solche Wiedergutmachung hat stattgefunden: In 
einem außergerichtlichen Verfahren einigte sich das Land 
Bremen 2007 mit der Mutter von Laye Condé auf eine Zah-
lung von 10.000 Euro. Die Höhe der Zahlung orientierte sich 
dabei an der Summe von ebenfalls 10.000 Euro, die dem Be-
troffenen im EGMR-Urteil zugesprochen wurden. »Das ist 
das Schmerzensgeld, das Herrn Conde zugestanden hätte, 
wenn er überlebt hätte«, erläuterte damals Elke Maleika, die 
Anwältin der Mutter. Der Sprecher des Innenressorts Rainer 
Gausepohl sagte hierzu: »Die Sache ist damit zivilrechtlich 
abgeschlossen«, was darauf schließen lässt, dass von staat
licher Seite durchaus davon ausgegangen wurde, hier eine 
Grundlage gefunden zu haben, die vor dem Gesetz Bestand 
hat. Dieses Vorgehen im Falle von Herrn Condé kann Modell 
sein für eine Verfahrensweise gegenüber denjenigen dienen, 
die durch die zwangsweise Vergabe von Brechmitteln Opfer 
unrechtmäßiger staatlicher Gewalt wurden.

Bereits in der Vergangenheit war es Praxis des Senats und 
der ihn tragenden Fraktionen, Ereignisse anzuerkennen und 
als schrecklich zu benennen, im gleichen Atemzug jedoch 
Konsequenzen für die eigene Politik kategorisch auszu-
schließen. Als nach der Tötung von Herrn John in Hamburg 
2001 die Fraktion von Bündnis’90/Die Grünen beantragte, die 
Vergabe von Brechmitteln sofort einzustellen (Drs 15/1028), 
wiesen Vertreter_innen der SPD darauf hin, dass die Ham-
burger Verhältnisse mit denen in Bremen überhaupt nicht zu 
vergleichen wären. Dies wurde vor allem mit dem »geregel-
ten«, »transparenten« Verfahren in Bremen begründet. Auch 
in der Beantwortung der Anfrage nimmt die Darstellung der 
entsprechenden Erlasse immerhin ganze zwei Seiten ein.

Der Abgeordnete Kleen gab 2001 in der oben genannten 
Debatte für die SPD ein Statement ab, das aus unserer Sicht 
als Verantwortungsübernahme für ein solches geregeltes 
Verfahren gelesen werden kann: »Die Verabreichung des Si-
rups wird in Bremen nur angeordnet, wenn ein Polizeibeam-
ter gesehen hat, dass ein Dealer etwas verschluckt hat. Der 
Dealer wird befragt, es wird notfalls ein Dolmetscher hinzu-
gezogen, um eine fundierte Anamnese zu gewährleisten«. 
Mit Blick auf die zwangsweise Vergabe ergänzte er: »Wenn 
es, aus welchen Gründen auch immer, nicht gelingt, einen 
sich heftig Wehrenden zu fixieren, dann muss auf die Maß-
nahme notfalls verzichtet werden« (Plenarprotokoll vom 
13.12.2001).

Antwort 13, 14/15, 17:  
Der Senat verweigert jedwede Konsequenzen 
für über ein Jahrzehnt zwangsweiser Vergabe

Antwort 3:  
Auf zwei DIN A4-Seiten stellt der Senat die 
formal durch Erlasse/Verordnungen 
geregelte Brechmittelvergabepraxis dar

Zu Antwort 13:  
Der Senat hat mit den Hinterbliebenen von 
Herrn Condé eine auSSergerichtliche 
Einigung erzielt – dies könnte auch heute 
noch Modell sein für einen verantwortlichen 
Umgang gegenüber anderen Betroffenen 
unrechtmäSSiger staatlicher Gewalt

Antwort 14/15:  
Der Senat akzeptiert die Einordnung 
zwangsweiser Brechmittelvergabe als 
»unrechtmäSSige staatliche Gewalt« 
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Der Umgang der Behörden mit der Brechmittelvergabe hat 
– wie oben dargestellt – dazu geführt, dass sich zahlreiche 
Aspekte einer genauen Überprüfung entziehen. Dabei lassen 
schon allein die grundlegenden Verfahrensabläufe in dem 
einzigen offiziell gut dokumentierten Fall, dem Fall der letzt-
lich tödlichen Vergabe an Herrn Condé, starke Zweifel ent-
stehen, ob die vom Abgeordneten Kleen oben genannten 
Kriterien in der Praxis eingehalten wurden. So gab es hier 
bspw. von Seiten der Polizeibeamten keine Rechtsbelehrung. 
Ein Dolmetscher wurde nicht hinzugezogen. 

Die Beamten haben sich spontan und eigeninitiativ 
nachts außerhalb ihres Einsatzgebietes auf die Suche nach 
Verdächtigen gemacht. Zweifel daran, ob es in einer sponta-
nen nächtlichen Aktion überhaupt Verfahrensregeln gab, die 
bspw. ebenso spontan und nächtlich die Hinzuziehung eines 
Dolmetschers vorgesehen haben, dürften angebracht sein. 
Zumal die Polizeibeamten vor Gericht selbst mehrmals dar-
auf hingewiesen haben, dass aus Verfahrensgründen bei der 
Brechmittelvergabe in allen Fällen Eile geboten war. Zweifel 
daran, dass in anderen Fällen die Verfahrensrichtlinien 
eingehalten wurden, sind auch daher angebracht, da beide 
Polizeibeamte vor Gericht angaben, die Brechmittelvergabe 
schon häufiger verantwortet zu haben.

Der Arzt seinerseits hat gerichtsdokumentiert bereits 
große Auslassungen bei der Anamnese zu verantworten. 
Nach eigenen Angaben vor Gericht hat der Arzt über 100 Ein-
sätze durchgeführt. Zweifel daran, dass alle anderen Betrof-
fenen ordnungsgemäß voruntersucht wurden, sind ebenfalls 
mehr als angemessen.

Laut einer Anfrage von Bündnis’90/Die Grünen aus dem 
Jahr 2006 (Drs 16/621) ist in keinem Fall aktenkundig, dass 
eine Brechmittelvergabe aufgrund der Weigerung des Be-
troffenen abgebrochen wurde. Herr Condé hat sich gegen die 
zwangsweise Vergabe gewehrt – allein der Umstand, dass 
sowohl der Arzt als auch die Polizeibeamten häufig bei Brech-
mitteleinsätze mitwirkten, deutet stark darauf hin, dass die 
Vergabe auch in anderen Fällen kompromisslos durchgesetzt 
wurde.

Die Beantwortung der Großen Anfrage räumt wie erwähnt 
der Darstellung zugrundeliegender Erlasse viel Platz ein. 
Demgegenüber ist in der Antwort des Senats mit keiner Zeile 
erwähnt, dass zu irgendeinem Zeitpunkt überprüft worden 
wäre, ob die Vorgaben korrekt umgesetzt wurden. Wir müs-
sen davon ausgehen, dass eine derartige Überprüfung zu 
keinem Zeitpunkt stattgefunden hat. 

Auch hier weisen wiederum Vorgänge aus dem einzigen 
gut dokumentierten Fall in dieselbe Richtung: So basierte 
der erste Freispruch für den Arzt, der die Tötung von Herrn 

Condé medizinisch zu verantworten hat, maßgeblich auf der 
erfolgreichen Darstellung seiner Verteidigung, dass der Arzt 
für schwierige Fälle bei weitem nicht ausgebildet gewesen 
sei. Der Arzt konnte also erfolgreich argumentieren, dass er 
seit seiner Einstellung im Jahr 2000 über fünf Jahre hinweg 
etwa hundert Brechmittelvergaben zu verantworten hatte, 
ohne dafür ausgebildet zu sein und ohne dass dies bei einer 
Überprüfung aufgefallen wäre. Wir schließen daraus, dass 
es solche Überprüfungen nicht gegeben hat.

Entlang der Brechmittelvergabe an Herrn Condé, der einzi-
gen, die offiziell gut dokumentiert ist, lassen sich demnach 
starke Indizien finden, dass die Fallhöhe zwischen den erlas-
senen Verordnungen, wie eine Vergabe durchzuführen sei, 
und der tatsächlichen Durchführung sehr beträchtlich ist. 
Diese Indizien sprechen dafür, dass die Art und Weise, wie 
im Falle Laye Condé seitens der Polizeibeamten und des 
Arztes an die konkrete Brechmittelvergabe herangegangen 
wurde, eher den Regelfall darstellte und keine aus dem 
Ruder gelaufene Ausnahmesituation. Welche Konsequenzen 
sind also daraus zu ziehen, dass der Senat in der Vorbemer-
kung zu seiner Antwort den Tod von Herrn Condé als »ver-
meidbar« bezeichnet?

Insofern der Senat keinen politischen Willen aufbringt, die 
13 Jahre der Brechmittelvergabe insgesamt politisch aufzuar-
beiten, stellt sich die Frage, ob er bereit ist, dies für einzelne 
Zeitabschnitte und Abläufe zwischen 1991 und 2005 zu tun. 
So schreibt der Senat in seiner Antwort zu den Fragen 8/9, 
dass es nach der Tötung von Achidi John 2001 in Hamburg zu 
»keiner weiteren Änderung des Verfahrens« kam und be-
wertet dies selbst »als tragische und bedauerliche Fehlent-
scheidung«. Diese Fehlentscheidung bot die Grundlage für 
drei weitere Jahre, in denen rund 300 Mal Brechmittel verge-
ben wurden und an deren Ende die Tötung von Herrn Condé 
steht. Spätestens die Brechmittelvergabe ab Ende 2001 sollte 
also unter das fallen, was der Senat als »vermeidbar« be-
zeichnet.

Zu Antwort 3:  
Die Einhaltung der Erlasse/Verordnungen 
wurde niemals überprüft

Das Herangehen der Polizeibeamten und des 
Arztes an die zwangsweise Vergabe im Fall 
Condé stellte wahrscheinlich eher die Regel 
dar als die Ausnahme

Antwort 8/9:  
Nach MaSSgabe des Senats war die 
Fortsetzung der Brechmittelvergabe  
nach 2001 falsch

Zu Antwort 3:  
Die Erlasse/Verordnungen wurden  
in der Praxis nicht eingehalten
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Einen weiteren Zeitabschnitt, aus dem eine besondere 
Verantwortung gegenüber den Betroffenen entsteht, stellt 
die Anfangszeit der Brechmittelvergabe dar. In einem unge-
regelten Verfahren begannen Polizeiärzte damals mit der 
Vergabe. Auf Frage 1 antwortet der Senat dementsprechend: 
»Der genaue Zeitpunkt der erstmaligen, zwangsweisen 
Durchführung dieser Maßnahme lässt sich nicht mit Sicher-
heit feststellen.« Der erste Erlass, der die Brechmittelvergabe 
regelt, stammt aus Juni 1992, offenbar hatte die Polizei ohne 
gesetzliche Grundlage bereits Ende 1991 mit der Vergabe von 
Brechmitteln begonnen. In den Anfangsjahren wurde zudem 
das Brechmittel Apomorphin eingesetzt. 1995 wurde der Ein-
satz dieses Mittels aufgrund gesundheitlicher Bedenken ein-
gestellt, ohne dass Anstrengungen unternommen wurden, 
die gesundheitliche Situation der Betroffenen in Erfahrung 
zu bringen, denen das Mittel in staatlicher Verantwortung 
gespritzt wurde. Bis zu diesem Zeitpunkt hatten bereits meh-
rere Hundert Vergaben stattgefunden, wie viele davon mit 
Apomorphin, ist nicht mehr zu rekonstruieren.

Ein zentraler Ablauf, der ebenfalls gesondert aufgearbeitet 
werden muss, ist die routinemäßige Verwendung von Be-
weismitteln, die bei der Vergabe von Brechmitteln sicherge-
stellt wurden. Diese Verwendung als Beweismittel war – 
dies ist im Urteil des EGMR explizit ausgeführt – nicht 
rechtens, jedenfalls soweit sie auf eine zwangsweise Verga-
be zurückgehen. Da – wie oben dargestellt – im Einzelnen 
nicht mehr zu klären ist, welchem Betroffenen das Brech
mittel zwangsweise verabreicht wurde, steht der Senat hier 
vor der Situation, dass über 13 Jahre lang Beweismittel in 
Verfahren einflossen – und wohl auch zu Verurteilungen 
führten –, deren Verwendung nicht zulässig war.
Der Senat hat auch nach dem Tod von Herrn Condé keinen 

politischen Willen gezeigt, das 13 Jahre lang nahezu alltäg
liche Verfahren der Brechmittelvergabe rückblickend zu 
überprüfen. Genau diese fehlende Bereitschaft wiederum 
zeigt auch die Beantwortung der Großen Anfrage. In Antwort 
20 bezeichnet der Senat die Brechmittelvergabe als »durch-

gängig kontrovers diskutiertes und kritisiertes Verfahren«. 
Dies ist insofern genau richtig, soweit hier der gesamte Dis-
kurs in beschreibender Absicht bezeichnet werden soll. Es 
ist dann genau falsch, wenn der Eindruck erweckt werden 
soll, dass eine durchgängig kontrovers geführte Diskussion in 
der Landesregierung stattgefunden hat. Oder dass Stimmen, 
die das Verfahren der Brechmittelvergabe kritisierten, je-
mals Einfluss auf die Haltung der Landesregierung hatten. 
Dies war genau nicht der Fall – und die Beantwortung der 
Anfrage legt nahe, dass die Haltung des Senats auch heute 
noch unverändert ist. So fehlt etwa bei der Darstellung des 
rechtlichen Rahmens in der Antwort auf Frage 3 ein Hinweis 
auf das grundlegende Urteil des OLG Frankfurt bereits 1996, 
dass die zwangsweise Brechmittelvergabe als »unerlaubten 
Eingriff in die körperliche Unversehrtheit« bezeichnete, 
der nicht von der Strafprozessordnung gedeckt sei. Spätes-
tens zu diesem Zeitpunkt wäre ein Ausstieg unter Berufung 
auf ein höchstrichterliches Urteil aus Hessen möglich ge-
wesen, wenn denn der politische Wille da gewesen wäre. 
Des Weiteren lagen senatorischen Stellen zu einem frühen 
Zeitpunkt, spätestens aber Mitte der 1990er Jahre zahlreiche 
Berichte von Betroffenen und Ärz_tinnen vor, die über starke 
gesundheitliche Beeinträchtigungen durch die Brechmittel-
vergabe berichteten. Auch dieses Wissen erbrachte keinen 
politischen Willen zum Ausstieg. 
Wenn der Senat letztlich in der Vorbemerkung seiner Ant-
wort in Anspruch nimmt, er hätte zuletzt, 2005, nach der 

Tötung von Herrn Condé, eben diesen Willen besessen, so ist 
auch das sachlich unzutreffend. Die Landesregierung hatte 
nach dem Tod von Laye Condé Anfang 2005 die zwangsweise 
Vergabe explizit lediglich »ausgesetzt«. Diese Aussetzung 
hatte bis zum Urteil des EGMR Bestand; zum Ausstieg kam es 
erst als Reaktion auf dieses Urteil, worauf der Abgeordnete 
Grotheer (SPD) im Oktober 2006 ausdrücklich hinwies: »Der 
Senat hatte[…]bekräftigt, dass das Verfahren, was beim im 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte anstand, ab-
gewartet werden sollte. Dieses Verfahren ist abgeschlossen, 
und danach steht fest: Nach der Auffassung des Europä
ischen Gerichtshofs für Menschenrechte widerspricht ein 
solches Vorgehen der Menschenwürde, weil eben mit er-
heblichen gesundheitlichen Risiken zu rechnen ist. Deshalb 
sagt das Gericht, das ist untersagt« (Plenarprotokoll vom 
12.10.2006).

Zu Antwort 10:  
Der Senat »begrüSSt Initiativen zur Aufarbei­
tung der Ursachen, Zusammenhänge und 
Konsequenzen«, beteiligt sich selbst aber 
nicht daran

Der Senat hatte 2005 die Brechmittel- 
vergabe nur ausgesetzt, nicht eigeninitiativ 
abgeschafft

Die Verwendung von Beweismitteln aus der 
zwangsweisen Vergabe ist nach dem Urteil des 
EGMR über den gesamten Zeitraum zwischen 
1991 und 2005 nicht rechtens
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das in den ersten jahren verwendete  
brechmittel galt später seitens  
der behörde als gesundheitsschädlich
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